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Vorher zur Einsicht: 
Herrn Landesamtsdirektor 

 

Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 11. Juni 2026, GZ: 2026-0.492.569 und 

2026-0.496.093, übermittelte, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen gewichtige Beden-

ken. Es wird daher ersucht, die nachstehende Stellungnahme den Klubs der im Parlament vertrete-

nen Parteien zur Verfügung zu stellen. 

 

Hinsichtlich der geplanten Änderung des § 39 Abs. 2 lit. b des Familienlastenausgleichsgeset-

zes 1967, wonach der jährliche Pauschalbetrag vom Aufkommen an der Einkommensteuer in Höhe 

von EUR 690,392 Mio. auf EUR 1,3 Mrd. erhöht werden soll, wird darauf hingewiesen, dass sich diese 

avisierte Änderung, die in Zusammenschau mit § 10 Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 zu 

betrachten ist, in der im Vorblatt enthaltenen Darstellung der finanziellen Auswirkungen nicht ent-

sprechend widerspiegelt bzw. nicht korrekt abgebildet ist. Gemäß der Darstellung im Vorblatt wären 

aufgrund dieser Maßnahme keine Mindereinnahmen für Länder und Gemeinden zu erwarten. Diese 

Einschätzung steht jedoch weder im Einklang mit den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 

noch mit den zuletzt geführten politischen Gesprächen.  

 

Gemäß Art. 55 Z 11 der vorliegenden Regierungsvorlage sollen die Mehreinnahmen, welche sich aus 

der Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 108 Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetzes (ASVG) ergeben, zukünftig bei der Berechnung der Steigerungssätze gemäß § 447f 

ASVG außer Acht gelassen werden. Da diese Beitragserhöhung nicht bei der Berechnung der Pau-

schalzahlung an die Landesgesundheitsfonds berücksichtigt wird, entgehen den Ländern jährlich 

Mehreinnahmen in Höhe von rd. EUR 90 Mio. Damit wiederholt sich das Vorgehen des Bundes bei 

der Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge für die Pensionist*innen, welche ebenfalls aus-

schließlich zugunsten der Sozialversicherung vorgenommen wurde. Diese wiederholte Vorgehens-

weise des Bundes wird entschieden abgelehnt. 

 

Hinsichtlich der Höhe des dem Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen zuzuweisenden Betrages wird 

die in dieser Woche im Rahmen von politischen Gesprächen erzielte Einigung und die avisierte Rege-

lung im FAG 2024 begrüßt. Mangels eines konkreten Entwurfs hierzu kann aktuell jedoch nur die 

vorliegende Regierungsvorlage als Grundlage für die gegenständliche Stellungnahme herangezogen 

werden. 
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Abschließend wird darauf hingewiesen, dass - wenngleich diese Maßnahme nicht Teil des gegen-

ständlichen Maßnahmenpaketes ist - die für die Einführung des zweiten verpflichteten Kindergar-

tenjahrs vorgesehene Aufstockung um EUR 80 Mio. (ab dem Jahr 2028) nicht annähernd ausreicht, 

um den damit verbundenen Mehraufwand abzudecken. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Petra Martino 

Bereichsdirektorin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. Bundeskanzleramt 

3. Bundesministerium für Finanzen 

4. alle Ämter der Landesregierungen 

5. Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. MA 5 (zu GZ: MA5-833799-2026-6) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

7. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der  

Stadt Wien-Website 
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